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Schutz des Kindesvermögens und erbrechtliche Auflagen
Sachverhalt

A) Wo finde ich Unterlagen/Literatur bzw. wo werde ich fündig, wann man das Kindsvermögen schützen soll (Art. 318 Abs. 3 ZGB) - z.B. ab welchem Betrag im Verhältnis zum Vermögen der Eltern usw.
 

und
 

B) wie ist es, wenn die Mutter (inzwischen gestorben) testamentarisch festgelegt hat, dass ihr Sohn mit 18, 19, 20, 21, 22, 23, 24 einen Teilbetrag des Erbes erhält und dann mit 25 den Rest des Erbes, der dann etwa noch chf 50'000.00 sein wird ? Und, kann die verstorbene Mutter diese Ratenzahlungen wirklich testamentarisch festhalten bzw. müssen diese so umgesetzt werden (Pflichtteil und so...) 
Das Kind ist heute 12 Jahre alt und sein Erbe beträgt von seiner Mutter ca. CHF 80'000.00. 
Erwägungen

1. Zum Thema Kindesvermögensschutz  und insbesondere zur Anwendung von Art. 318 Abs. 3 ZGB („ Erachtet es die Vormundschaftsbehörde nach Art und Grösse des Kindesvermögens und nach den persönlichen Verhältnissen der Eltern für angezeigt, so ordnet sie die periodische Rechnungsstellung und Berichterstattung an“) gibt es folgende einschlägige Literatur:
a. Amrein et al., Mustersammlung zum Adoptions- und Kindesrecht (4. Auflage 2005), 714-717, S. 255 ff. (nur Musterbeschlüsse, keine Kriterien)

b. Basler Kommentar ZGB I-Breitschmid, N 16 ff zu Art. 318 und N 7 zu Art. 324
c. C. Hegnauer, Grundriss des Kindesrechts, § 28 S. 230 ff. insbesondere 28.20-28.23

d. Susanne Marxer Keller, Studien zur elterlichen Vertretung und Verwaltung des Kindesvermögens (eher dogmatisch konzipiert)
e. Tuor/Schnyder/Schmid/Rumo-Jungo, Das Schweizerisches Zivilgesetzbuch, S. 448.

f. ZVW 1997 S. 11 ff. insbes. S. 16 ff.


Allein die Tatsache, dass ein Kindesvermögen beachtlich ist, genügt nicht für die Anordnung von Kindesvermögensschutzmassnahmen, sondern es bedarf immer auch eines Hinweises darauf, dass die Eltern in der konkreten Situation überfordert sein könnten oder nicht die nötige Vertrauenswürdigkeit geniessen. Das kann der Fall sein,  wenn die Vermögensverwaltung an die Eltern besondere Anforderungen stellt, die sie nicht aufweisen, wenn die Eltern in geschäftlichen Dingen unerfahren, gleichgültig, leichtsinnig, leicht beeinflussbar sind, wenn die zwischen eigenen Interessen und solchen des Kindes nicht zu unterscheiden vermögen usw.

Es gibt aber weder Frankenbeträge noch konkretere Kriterien als die erwähnten, welche zwingend einen Schutz erfordern oder verbieten.
2. Es stellt sich die Frage der geeigneten Vorkehrungen zur Sicherung der Interessen des Kindes a) bis zum Erreichen der Mündigkeit, b) ab Mündigkeit. Vor Erreichen der Mündigkeit geht es um die zweckbestimmte Verwendung des Kindesvermögens und damit um den Schutz vor elterlicher Misswirtschaft, nach Erreichen der Mündigkeit um den Schutz des Erben, sofern er nicht in der Lage ist, seine eigenen Interessen zu wahren. Zwischen dem 18. und 24. Altersjahr geht es vorliegendenfalls zudem um die Sicherstellung einer erbrechtlichen Auflage, wonach der Erbteil des Erben in Teilraten ausgehändigt werden soll. Die Erblasserin hat offenbar darauf verzichtet, den dem Kind zufallenden Erbteil während der Unmündigkeit von der elterlichen Verwaltung auszuschliessen (Art. 322 ZGB), sodass dem überlebenden Vater, welcher hier Inhaberin der elterlichen Sorge sein wird, das Verwaltungsrecht grundsätzlich zusteht. Bestünde stattdessen eine Vormundschaft über das Kind, stellt sich die Frage der Kindesvermögensschutzmassnahme nicht, weil der Vormund/die Vormundin das Kindesvermögen verwalten würde.


3. Wenn der Vater als Inhaber der elterlichen Sorge keinen Anlass bietet zur Befürchtung, seiner Aufgabe nicht gewachsen zu sein, besteht kein Grund für eine Massnahme. 


4. Mit Erreichen der Mündigkeit des Kindes entfällt die Drittverwaltung des Kindesvermögens. Fortan ist der Erbe selbst Garant, dass das Erbe im Sinne der testamentarischen Anordnungen der Mutter verwendet wird. Wenn die Erblasserin ihre Anordnung hätte sicherstellen wollen, hätte dies der Einsetzung eines Willensvollstreckers (Art. 517 ZGB) bedurft:

Die Erblasserin konnte ihrer letztwilligen Verfügung Auflagen anfügen, deren Vollziehung jedermann verlangen darf, der an ihnen ein Interesse hat (Art. 482 ZGB). Eine Auflage charakterisiert sich dadurch, dass der eigene Anspruch des Beschwerten mit der Nichterfüllung der Anordnung nicht dahin fällt, sondern Interessierten Dritten nur einen Vollzugsanspruch gibt. Einen solchen Anspruch können auch die Eltern haben, deren Unterhaltspflicht mit dem Erbanfall zwar nicht entfällt, sich aber reduzieren kann, weil dem Kind ein höherer eigener Anteil zumutbar ist (Art. 276 Abs. 3 ZGB). 

Gegenstand einer Auflage kann alles sein, was Gegenstand einer Schuldverpflichtung sein kann ( BGE 94 II 92), sie kann aber auch nicht vermögensrechtlicher Natur sein (Tuor/Schnyder/Schmid/Rumo-Jungo, Das Schweizerische ZGB, S. 620). Indes sind schwerwiegende Eingriffe in die persönliche Sphäre des Beschwerten unzulässig (BSK ZGB-Staehelin N 15 zu Art. 482), und unsittliche oder rechtswidrige Auflagen machen die Verfügung ungültig (Art. 482 Abs. 2 ZGB). Die Auflage ist im vorliegenden Fall inhaltlich nicht zu beanstanden, es fehlt ihr aber die organisatorische Sicherstellung nach Erreichen der Mündigkeit, wenn kein Willensvollstrecker bestimmt worden ist.


5. Die Vormundschaftsbehörde hat sich nach Erreichen der Volljährigkeit des Erben nicht darum zu kümmern, ob die erbrechtliche Auflage erfüllt werde oder nicht.  Falls das heute 12-jährige Kind aus besonderen Gründen bei Erreichen der Volljährigkeit einer Erwachsenenschutzmassnahme bedürfte (was z.B. bei Behinderten oder besonders unerfahrenen Personen gelten kann), hat die Vormundschaftsbehörde frühzeitig (Richtwert: 6 Monate vor Erreichend er Volljährigkeit) zu prüfen, ob zum Schutz des Erben eine Verwaltungsbeistandschaft oder eine Beiratschaft anzuordnen sei. Nach der Fallschilderung ist nicht anzunehmen, dass solches hier zur Diskussion stehen wird.

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 24.2.2006
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